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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG- 
Richtlinie Frisches Fleisch und des Fleischbeschaugesetzes 

— Drucksache V/1795 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Bardens 


Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf wurde in der 116. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages vom 28. Juni 1967 dem Ausschuß für Ge- 
sundheitswesen federführend und dem Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Mitbera- 
tung überwiesen. Der Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat sich in seiner Sitzung am 
12. Oktober 1967, der Ausschuß für Gesundheits- 
wesen in seinen Sitzungen am 10. Oktober sowie am 
9. und 29. November 1967 mit dem Entwurf befaßt. 
Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat beschlossen, in Artikel 2 Nr. 1 Buch- 
stabe b den Absatz 3 zu streichen; der Ausschuß ist 
der Auffassung, daß die Rechtsstellung der Fleisch- 
beschauer in einem besonderen Gesetz geregelt wer- 
den sollte. Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat 
sich der Auffassung des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten sowie in den wesent- 
lichen Punkten auch den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates nicht anschließen können. 

Der Gesetzentwurf ist anläßlich der Verabschie- 
dung einer Änderungsrichtlinie zur EWG-Richtlinie 
Frisches Fleisch erstellt worden. Diese Änderungs- 
richtlinie bringt gewisse Erleichterungen für den 
Handel, ferner dient sie der Beseitigung von Unstim- 
migkeiten, die bei Erlaß der Basisrichtlinie entstan- 
den waren. 

Der Kommissionsvorschlag für die Änderungs- 
richtlinie — Drucksache V/806 • — , der zu der ge- 
nannten EWG-Änderungsrichtlinie führte, wurde be- 
reits im Deutschen Bundestag behandelt. Der feder- 


führende Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und der mitberatende Gesundheitsaus- 
schuß haben die Auffassung vertreten, daß als Rechts- 
grundlage für die Änderungsrichtlinie der Arti- 
kel 100 EWG dienen sollte. Bezüglich des Inkraft- 
setzungstermins waren beide Ausschüsse der Auf- 
fassung, daß anstelle von 4 Monaten 10 Monate er- 
forderlich sind. Den Anliegen des Deutschen Bundes- 
tages wurde in der EWG-Änderungsrichtlinie nicht 
voll Rechnung getragen. Die EWG-Änderungsricht- 
linie ist sowohl auf Artikel 43 als auch auf Arti- 
kel 100 EWGV gestützt. Für das Inkrafttreten der 
Änderungsrichtlinie ist ein Zeitraum von 8 Monaten 
bestimmt worden. Änläßlich der vorstehend geschil- 
derten Rechtsangleichung werden auch einige Vor- 
schriften des Fleischbeschaugesetzes und des Durch- 
führungsgesetzes EWG-Richtlinie Frisches Fleisch 
geändert bzw. ergänzt. 

Die bisherige Regelung der Rechtsstellung der ne- 
benberuflich tätigen Fleischbeschautierärzte, Fleisch- 
beschauer und Trichinenschauer (Beschauer) ließ der 
Rechtsprechung großen Spielraum. Dies führte ins- 
besondere nach 1945 zu einer divergierenden Recht- 
sprechung der obersten Bundesgerichte und damit zu 
einem unerwünschten Zustand. Von seiten der Be- 
rufsverbände und auch aus der Mitte des Parlamentes 
ist wiederholt eine Neuregelung der Rechtsstellung 
für diesen Personenkreis gefordert worden. 

Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnahme zu 
dem Gesetzentwurf (Artikel Nr. 1) für die Vertagung 
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dieser Angelegenheit votiert und im übrigen zum 
Ausdruck gebracht, daß durch die vorgesehene Rege- 
lung die Rechtsstellung der Fleischbeschauer eben- 
falls nicht völlig geklärt werde. 

Die Rechtsiinsicherheit, die die Angehörigen der 
beteiligten Berufe bedrückt und der die Vorlage der 
Bundesregierung abhelfen wollte, bestand darin, daß 
die obersten Bundesgerichte das Dienst- und Arbeits- 
verhältnis der Beschauer unterschiedlich ausgelegt 
haben und zwar 

1. als öffentlich-rechtliches Verhältnis besonderer 
Art durch den Bundesgerichtshof, d. h. ein beam- 
tenähnliches Verhältnis, ohne daß irgendwelche 
Vorschriften darüber bestünden, wie dieses be- 
amtenähnliche Verhältnis ausgestaltet werden 
sollte, 

2. als privatrechtliches Arbeitsverhältnis, d. h. als 
Arbeitsverhältnis für haupt- oder nebenberufliche 
Angestellte, wie es nach ständiger Recht- 
sprechung des Bundesarbeitsgerichts angesehen 
wird, 

3. als selbständiger Dienstvertrag nach Auffassung 
des Bundesfinanzgerichtshofes. 

Der federführende Ausschuß hat sich mit dieser 
Frage sehr eingehend beschäftigt, weil die ordnungs- 
gemäße Durchführung der Schlachttier- und Fleisch- 
beschau ein echtes gesundheitspolitisches Anliegen 
ist, das alle Verbraucher von Fleisch angeht. Das 
Fleisch schlachtbarer Haustiere unterliegt grund- 
sätzlich einer amtlichen Schlachttier- und Fleisch- 
untersuchung, bevor es in den Verkehr gelangt. 
Diese Schutzbestimmung gibt es bei keinem anderen 
Lebensmittel. Sie ist notwendig und wird in allen 
Kulturstaaten der Welt durchgeführt. In der Bundes- 
republik werden etwa 30 Millionen Tiere jährlich 
zur Untersuchung gestellt. Dabei werden etwa 1 Vo 
als nicht voll tauglich zum Genuß für Menschen be- 
urteilt. Annähernd die Hälfte der Schlachttiere wer- 
den in öffentlichen Schlachthöfen geschlachtet, der 
größere Teil außerhalb von öffentlichen Schlacht- 
höfen in Versandschlachtereien, sonstigen gewerb- 
lichen Betrieben und als Haus Schlachtungen. Soweit 
die Schlachttier- und Fleischuntersuchung durch 
hauptamtliche Kräfte durchgeführt wird, ist die 
Rechtsstellung dieses Personenkreises als Beamte 
oder hauptberufliche Angestellte unstrittig. Das 
gleiche gilt auch gemeinhin für die nebenbertiflich, 
vor allem als Aushilfskräfte an öffentlichen Schlacht- 
häusern tätigen Beschauer. 

In den kleinen Landgemeinden und bei Haus- 
schlachtungen ist eine Durchführung der Schlacht- 
tier- und Fleischuntersuchung durch hauptberufliche 
Beschauer nicht möglich; sie wird vielmehr durch 
niedergelassene Tierärzte und, falls solche nicht vor- 
handen sind, mit den gesetzlich vorgeschriebenen 
Beschränkungen durch andere Personen durchge- 
führt, die die entsprechenden Kenntnisse erworben 
haben. Diese Personen sind gemeinhin freiberuflich 
oder als sonstige Selbständige tätig und üben die 
Schlachttier- und Fleischbeschau im Nebenberuf aus. 
Sie erhalten dafür Anteile an den Gebühren, die 
die Schlachltierbesitzer zu zahlen haben. 


Es ist unbestritten, daß es sich bei dieser Tätig- 
keit um eine hoheitliche Aufgabe handelt, die außer- 
dem bis in die letzte Gemeinde der Bundesrepublik 
hin sichergestellt werden muß, da Fleisch, das nicht 
untersucht ist, nicht in den Verkehr gebracht werden 
darf. 

Die Beschauer haben seit Jahren um eine Klärung 
ihrer Rechtsstellung gebeten und dafür zahlreiche 
Musterprozesse geführt. Der Ausschuß konnte sich 
deshalb dem Argument des Bundesrates nicht an- 
schließen, daß die Klärung dieser Frage weiterhin 
zurückgestellt bleiben soll. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat sich seine 
Entscheidung nicht leicht gemacht. Er hat zu diesem 
Fragenkomplex in seiner Sitzung vom 9. November 
1967 Vertreter der beteiligten Berufsverbände, der 
I Gewerkschaft ÖTV und der Länder gehört. Die von 
ihm beschlossene Fassung schließt sich der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichtes an, nach 
der die nebenberuflichen Beschauer als nebenberuf- 
liche Angestellte tätig sind. Er ist damit in Überein- 
stimmung mit dem Vorschlag der Bundesregierung, 
dem auch der Bundesrat insoweit nicht widerspro- 
chen hat, sowie mit den wesentlichen Wünschen der 
beteiligten Berufsgruppen. 

Die arbeitsrechtliche Regelung reicht für diese 
Aufgabe allein nicht aus. Gesundheitspolitische Be- 
denken waren deshalb erhoben worden, weil in eini- 
gen Bundesländern der Abschluß von Arbeitsverträ- 
gen durch kleine Gemeinden erfolgen kann, wobei 
die Befürchtung besteht, daß dadurch nicht in allen 
Fällen mit der genügenden gesundheitlichen Sicher- 
heit eine einwandfreie und lückenlose Fleischunter- 
suchung gewährleistet ist. Es wurde deshalb die Ein- 
richtung von Fleischbeschaubezirken einerseits und 
die Genehmigung der Arbeitsverträge durch die zu- 
ständige Behörde und ihre Rücknahme in bestimmten 
Fällen andererseits in die Gesetzesvorschrift aufge- 
nommen. 

Auf die Bestelluiig von Fleischbeschauem, die ins- 
besondere Bedenken des Bundesrates ausgelöst 
hatte, weil er befürchtete, daß durch die Einfügung 
dieses öffentlich-rechtlichen Elementes der Weg vor 
verschiedenen Gerichtszweigen eröffnet würde, 
konnte nunmehr verzichtet werden. 

Weiterhin sollen, einem dringenden Wunsch deut- 
scher Wirtschaftskreise entsprechend, künftig auch 
Rinderzungen in die Bundesrepublik Deutschland 
eingeführt werden können (Artikel 1 Nr. 3 und Arti- 
kel 2 Nr. 3 Buchstaben b bis d des Gesetzentwurfs). 
Gesundheitliche Bedenken hiergegen bestehen nicht. 

Im Hinblick auf die nicht mehr aufzuhaltende Libe- 
ralisierung des internationalen Fleischhandels soll 
im Rahmen der Erteilung von Ausnahmegenehmi- 
gungen die Einfuhr von Teilstücken und knochen- 
losem Fleisch zugelassen werden (Artikel 2 Nr. 4 des 
Gesetzentwurfs). Um den Schutz des Verbrauchers 
zu gewährleisten, ist dabei die Mitwirkung erfahre- 
ner deutscher Tierärzte bei der hygienischen Gewin- 
nung des Fleisches und seiner Untersuchung vorge- 
sehen. 

Die übrigen Änderungsvorschriften (Artikel 2 
j Nr. 2 Buchstaben a, c, d, e, Nr. 3 Buchstabe a und 
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Artikel 3 des Gesetzentwurfs) sind redaktioneller 
Art, dienen der Verdeutlichung der bestehenden 
Rechtslage oder ergeben sich aus den vorstehend 
genannten Änderungen. 

Dem Vorschlag des Bundesrates (Nummer 1 und 3 
der Stellungnahme des Bundesrates), § 23 des Fleisch- 
beschaugesetzes ersatzlos zu streichen und damit die 
Regelung der Auslandsfleischbeschaugebühren dem 
Landesrecht zu überlassen, kann nicht gefolgt wer- 
den. Eine unterschiedliche Gebührenfestsetzung 
durch die Länder wäre unvermeidbar, weil das Per- 
sonal in einzelnen Ländern rationeller eingesetzt 
werden kann als in anderen Ländern und die Gebüh- 
ren kostendeckend festgesetzt werden müssen. Un- 
terschiedliche Gebühren in der Auslandsfleischbe- 
schau würden aber unweigerlich zu Wettbewerbs- 
verzerrungen führen. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen kam einstim- 
mig zu dem Ergebnis, dem Entwurf in der aus der 
Anlage ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 15. Januar 1968 


Dr. Bardens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1795 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Januar 1968 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 


Frau Dr. Hubert 

Vorsitzende 


Dr. Bardens 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG- 
Richtlinie Frisches Fleisch und des Fleischbeschaugesetzes 

— Druckache V/1795 — 

mit den Beschlüssen des Gesundheitsausschusses 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG- 
Richtlinie Frisches Fleisch und des Fleischbeschau- 
gesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Durchführungsgesetz EWG -Richtlinie Frisches 
Fleisch vom 28. Juni 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 547) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 erhält die Nummer 7 folgende 
Fassung: 

„ 1 , Tierkörper: 

der ganze Körper eines Schlachttieres nach 
dem Entbluten, Ausweiden und Abtrennen 
der Gliedmaßenenden in Höhe des Karpal- 
und Tarsalgelenkes, des Kopfes, des Schwan- 
zes und der Milchdrüse; bei Rindern, Scha- 
fen, Ziegen und Einhufern außerdem nach 
dem Enthäuten;" 


2. § 3 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Absätze 1 und 2 gelten nicht für frisches 
Fleisch, das nicht zum Genuß für Menschen be- 
stimmt ist." 

3. In § 10 Nr. 1 werden das Wort „und" durch ein 
Komma ersetzt und die Worte „und Zungen" 
angefügt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG- 
Richtlinie Frisches Fleisch und des Fleischbeschau- 
gesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Durchführungsgesetz EWG-Richtlinie Frisches 
Fleisch vom 28. Juni 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 547) 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf 

4. § 11 erhält folgenden Absatz 4; 

„(4) Für frisches Fleisch, das nicht zum Genuß 
für Menschen bestimmt ist und in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes verbracht werden soll, 
gilt § 17 des Fleischbeschaugesetzes." 


Artikel 2 

Das Fleischbeschaugesetz in der Fassung vom 
29. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1463), zuletzt 
geändert durch das Durchführungsgesetz EWG-Richt- 
linie Frisches Fleisch vom 28. Juni 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 547), wird wie folgt geändert: 

1 . § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird der zweite Satz gestrichen; 

b) die Absätze 3 und 4 werden durch folgende 
Absätze 3 bis 6 ersetzt: 


„(3) Die Schlachttier- und Fleischbeschau 
ist durch Beamte oder durch haupt- oder 
nebenberufliche Angestellte durchzu führen. 

(4) Als Beschauer sind Tierärzte zu bestel- 
len. Andere Personen können nur dann be- 
stellt werden, wenn sie genügende Kennt- 
nisse nachgewiesen haben. 


(5) Auf die Trichinenschau sind die Ab- 
sätze 1 bis 4 sinngemäß anzuwenden. 


(6) Die Bundeswehr kann für die Schlacht- 
tier- und Fleischbeschau in ihrem Bereich 
Veterinäroffiziere, für die Trichinenschau 
auch andere Personen bestellen, wenn diese 
genügende Kenntnisse nachgewiesen haben." 


2. § 12 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Nieren, Nierenfett und Flomen dürfen feh- 
len." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
4. unverändert 


5. § 14 Abs. 2 wird gestrichen. 


Artikel 2 

Das Fleischbeschaugesetz in der Fassung vom 
29. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1463), zuletzt 
geändert durch das Durchführungsgesetz EWG-Richt- 
linie Frisches Fleisch vom 28. Juni 1965 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 547), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§ 4 

(1) Die Durchführung der Schlachttier- und 
Fleischbeschau ist Aufgabe der zuständigen Be- 
hörden. Zu diesem Zweck werden Beschaubezirke 
gebildet, die eine lückenlose Durchführung der 
Schlachttier- und Fleischbeschau gewährleisten. 

(2) Die Schlachttier- und Fleischbeschau ist 
durch Beamte oder haupt- oder nebenberufliche 
Angestellte vorzunehmen. Sie ist Tierärzten zu 
übertragen; anderen Personen darf sie nur 
übertragen werden, wenn diese die dafür er- 
forderlichen Kenntnisse besitzen. Der beamtete 
Tierarzt ist vorher zu hören. Der Vertrag, der 
von einer Gemeinde ohne öffentliches Schlacht- 
haus mit einem Beschauer abgeschlossen werden 
soii, bedarf der Genehmigung der zuständigen 
Behörde. Die Genehmigung ist zu versagen oder 
zurückzunehmen, wenn das gesundheitliche In- 
teresse entgegensieht, insbesondere wenn Tat- 
sachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß der 
Beschauer nicht zuverlässig ist oder nicht die er- 
forderliche fachliche Eignung hat. 

(3) Für die Trichinenschau .gelten die Vor- 
schriften über die Schlachttier- und Fleischbeschau 
entsprechend. 

(4) Bei der Bundeswehr kann die Schlachttier- 
und Fleischbeschau sowie die Trichinenschau 
durch Veterinäroffiziere vorgenommen werden. 
Die Trichinenschau kann auch anderen Personen 

übertragen werden, die die dafür erforderlichen 
Kenntnisse besitzen." 

2. unverändert 
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Entwurf Beschlüssedesll. Ausschusses 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Als ganzer Tierkörper im Sinne dieses 
Gesetzes ist der ganze Körper eines Schlacht- 
tieres nach dem Entbluten, Ausweiden und 
Abtrennen der Gliedmaßenenden in Höhe des 
Karpal- und Tarsalgelenkes, des Kopfes, des 
Schwanzes und der Milchdrüse, bei Rindern, 

Schafen, Ziegen und Einhufern außerdem nach 
dem Enthäuten anzusehen." 

c) Absatz 5 wird gestrichen; 

d) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Wird frisches Fleisch in ganzen Tier- 
körpern, die in Hälften oder Viertel zerlegt 
sind, eingeführt, so müssen die Hälften oder 
Viertel so gekennzeichnet sein, daß ihre Zu- 
sammengehörigkeit festgestellt werden kann." 

e) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Bei der Einfuhr frischen Fleisches von 
Wildschweinen findet Absatz 4 keine An- 
wendung," 


3. § 12b wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Rindern mit 
Ausnahme von Kälbern" ersetzt durch die 
Worte „mehr als drei Monate alten Rindern"; 

nach dem Wort „Schafen" werden ein Komma 
und die Worte „Zungen von Rindern" einge- 
fügt; 

b) in Absatz 3 werden nach dem Wort „Rinder- 
herzen" die Worte „und Rinderzungen" ein- 
gefügt; 

c) in Absatz 4 werden nach den Worten „Innere 
Organe" ein Komma und das Wort „Zungen" 
eingefügt; 

d) in Absatz 5 werden nach den Worten „innere 
Organe" ein Komma und das Wort „Zungen" 
eingefügt. 


4. § 12 f erhält folgenden Absatz 2: 4. unverändert 

„(2) Der Bundesminister kann zur Erleichte- 
rung des Handelsverkehrs, soweit es mit dem 
Schutz des Verbrauchers vereinbar ist, Ausnah- 
men von § 12 a Abs. 1 für Fleisch zulassen, das 
im Ursprungsland unter Mitwirkung eines vom 
Bundesminister beauftragten Tierarztes unter- 
sucht worden ist. Der Bundesminister darf nur 
Tierärzte beauftragen, die Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes sind und die im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes in der Schlacht- 
tier- und Fleischbeschau mindestens ein Jahr 
praktisch tätig gewesen sind." 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 

5. § 23 erhält folgende Fassung: 

»§ 23 

(1) Für die Untersuchung des in das Zollge- 
biet eingehenden Fleisches nach § 13 Abs. 1 Satz 
1 hat der Verfügungsberechtigte Gebühren nach 
Maßgabe der Anlage zu entrichten. Mit diesen 
Gebühren sind alle Aufwendungen abgegolten, 
die bei der Untersuchung des in das Zollgebiet 
eingehenden Fleisches entstehen. 

(2) Die Gebühren werden von der mit der 
Untersuchung des Fleisches befaßten Stelle (Un- 
tersuchungsstelle festgesetzt; sie kann ihre Tä- 
tigkeit von der Zahlung eines angemessenen 
Vorschusses abhängig machen." 


6. Das Gesetz erhält folgende Anlage: 


I. 


„Anlage 


A. Die Gebühren für die Untersuchung betragen: 

DM 


1. bei frischem Fleisch für 

a) ein Rind oder Rentier 2,80 

b) eine Tierkörperhälfte vom Rind . . 1,40 

c) ein Tierkörperviertel vom Rind . . 0,70 

d) ein Bruststück vom Rind (Schild) 

— auch mit Hals- und Bauchlap- 
pen*) — 1,00 

e) ein Schwein oder Wildschwein ... 1,40 

f) eine Tierkörperhälfte vom 

Schwein 0,70 

g) ein Tierkörperviertel vom 

Schwein 0,35 

h) ein Schaf oder eine Ziege 0,60 

i) einen Einhufer 4,00 

k) eine Tierkörperhälfte vom Ein- 
hufer 2,00 

l) ein Tierkörperviertel vom Ein- 
hufer 1,00 

m) Schinken, Schultern, Rückenteile, 

Halskoteletts *), innere Organe, 
Zungen und Geschlinge, für jedes 
Kilogramm 0,03 


n) Bruststücke von Schweinen *) — 
auch mit Hals- und Bauchlap- 
pen *) — , Speck, Bäuche, Spitzbeine, 
Schweineköpfe — auch mit Hals *) — 
Rinderköpfe *), Ochsenschwänze *) 
und Flomen*), für jedes Kilogramm 0,02 


*) Einfuhrfähig nur im Rahmen der Erteilung von Aus- 
nahmegenehmigungen nach § 12 f Abs. 1 Nr. 3 des 
Gesetzes. 


7 



Dnicksadie V/2477 


Deutscher Bundestag — 5 . Wahlperiode 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


DM 

2. bei zubereitetem Fleisch für 

a) gepökelte innere Organe, Ge- 

schlinge und Rinderzungen für 
jedes Kilogramm 0,03 

b) Fleisch in luftdicht verschlossenen 

Behältnissen, das in diesen Behält- 
nissen durch Erhitzen haltbar ge- 
macht worden ist, für jedes Kilo- 
gramm 0,04 

c) Wurst und andere tafelfertige Er- 
zeugnisse, ausgenommen Rohwurst 
und nur durch Pökeln zubereitetes 
Hackfleisch, für jedes Kilogramm 0,04 


d) Rohwurst für jedes Kilogramm . . . 0,06 

e) Blut (insbesondere Trockenblut, 

Blutplasma, Trockenblutplasma), 
Fleischpulver, Schwartenpulver und 
ähnliches Fleisch für jede ange- 
fangenen 10 Kilogramm 8,00 

f) Fett für jedes Kilogramm 0,03 

g) Fleisch mit Ausnahme des in Buch- 

staben a bis f bezeichneten Flei- 
sches für jedes Stück 0,03 

h) für gekochtes, zerkleinertes und 

danach gefriergetrocknetes Fleisch 
in luftdicht verschlossenen Behält- 
nissen für jedes Kilogramm 0,05 

3. bei Därmen, Harnblasen, Mägen, 
Schlünden und Goldschlägerhäutchen 
für jedes Kilogramm 0,02 


4. bei Fleisch, das der Trichinenschau 

unterliegt, zusätzlich für 

a) einen ganzen Tierkörper — auch 

in Hälften zerlegt — mit Zwerch- 
fellpfeiler (Nierenzapfen) 1,00 

b) einen ganzen Tierkörper — auch 

in Hälften zerlegt — ohne Zwerch- 
fellpfeiler 2,00 

c) Tierkörperteile für jedes Stück . . . 0,60 


B. Die Gebühren nach Budistabe A Nr. 1 Buch- 
staben a bis c ermäßigen sich bei Rindern mit 
einem Tierkörpergewicht von nicht mehr als 
75 Kilogramm um 50 vom Hundert. 


II. 


Wird das Fleisch auf Antrag des Verfügungs- 
berechtigten außerhalb der Dienstzeit der Unter- 
suchungsstelle untersucht, so erhöhen sich die 
Gebühren um 50 vom Hundert; dies gilt jedoch 
nicht für Fleisch, das unmittelbar nach dem Ent- 
laden aus Seeschiffen zur Untersuchung gestellt 
wird. 
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Deutscheir BundeS'tag — 5. Wahlperdode 


Drucksache \ 12477 


Entwurf 


Artikel 3 

§11 Abs. 3 der Verordnung über die Durchfüh- 
rung des Fleischbeschaugesetzes vom 1. November 
1940 (Reichsministerialbiatt S. 289), zuletzt geändert 
durch die Verordnung zur Änderung der Verord- 
nung über die Durchführung des Fleischbeschauge- 
setzes vom 23. Juni 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 389) 
wird aufgehoben. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 2 
Nr. 1 und 4 am Tage nach der Verkündung in Kraft; 
Artikel 2 Nn 1 und 4 tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

IIL 

A. Gebühren, die nach dem Gewicht der Ware 
erhoben werden, sind nach dem Eigengewicht 
(Nettogewicht) zu berechnen. 

Als Eigengewicht ist zugrunde zu legen 

1. das in den Zollpapieren angegebene Ge- 
wicht, 

2. das in dem amtstierärztlichen Gesund- 
heitszeugnis angegebene Gewicht oder 

3. das durch Verwiegung ermittelte Gewicht. 

B. Bei der Endsumme der Gebühren sind Pfen- 
nigbeträge auf eine durch fünf teilbare Zahl 
aufzurunden. 


C. Die Mindestgebühren für die Untersuchung 
einer Sendung sowie für den Identitätsnach- 
weis nach § 2 der Auslandfleischbeschau- 
Verordnung betragen vier Deutsche Mark; 
dies gilt nicht für Sendungen, die nach § 12 e 
des Fleischbeschaugesetzes auf Trichinen zu 
untersuchen sind.“ 


Artikel 3 

Der Bundesminister wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, die Verordnung über die Durchführung des 
Fleischbeschaugesetzes vom 1. November 1940 
(Reichsministerialblatt S. 289, 1941 S. 9), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung vom 8. Mai 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 530), der geänderten Fassung 
des § 4 des Fleischbeschaugesetzes anzupassen und 
entbehrlich gewordene Vorschriften aufzuheben. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, Rechts- 
verordnungen, die auf Grund des Fleisdibeschauge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 
unverändert 
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